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Chancengleichheit und Selbstbestimmung für blinde und sehbehinderte Menschen in 
allen Bereichen sind das erklärte Ziel des BSVÖ. Aber was braucht es, um dieses Ziel zu 
erreichen? Wo liegen die Probleme, die den Alltag für rund 318.000 Menschen in Öster-
reich noch immer schwieriger machen als für andere Menschen? Was können Politik 
und Öffentlichkeit zu einer Verbesserung dieser Situation beitragen? 

Fragen wie diesen gehen wir in dieser Ausgabe auf den Grund. Wir belassen es aber 
nicht bei der trockenen Theorie. Persönliche Geschichten von Personen, die das täg-
liche Leben mit einer Sehbehinderung aus eigener Erfahrung kennen, zeigen, was 
„gleichberechtigte gesellschaftliche Teilhabe“ eigentlich bedeutet.

Es sind Ihre Anliegen, die uns beschäftigen! 

Dr. Markus Wolf 
Präsident des BSVÖ
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Personengruppe auch die Möglichkeit zu ge-
ben, sich ausreichend mit der Thematik aus-
einanderzusetzen, eine Meinung dazu zu bild-
en, diese Meinung zu äußern und dann auch 
im Rahmen der Entscheidung verlässlich 
berücksichtigt zu wissen.

Dazu müssen die Personen zunächst über-
haupt einmal darauf aufmerksam gemacht 
werden, wenn entsprechende Entschei-
dungsprozesse im Gange sind. Dann müs-
sen ihnen vollständige, für sie zugängliche 
Informationen zur Verfügung gestellt wer-
den, anhand derer sie sich ein Bild machen 
können. Des Weiteren muss genügend Zeit 
eingeräumt werden, damit eine Position zur 
jeweiligen Thematik gefunden werden kann, 
und es muss die Gelegenheit gegeben wer-
den, diese Position einzubringen. Selbstver-
ständlich ist dies dann auch als gewichtiges 
Kriterium für die jeweilige Entscheidung he-
ranzuziehen. 

Leider stehen blinde und sehbehinderte 
Menschen und deren Interessenvertretung 
immer wieder vor dem Problem, dass sie auf 
sich in Gange befindliche politische Entschei-
dungsprozesse wie zum Beispiel die Er- oder 
Überarbeitung von Gesetzestexten, deren In-
halte für die von hoher Relevanz sind, mehr 
oder weniger nur durch Zufall aufmerksam 
werden. Informationen sind meist nur unter 
erheblichem Aufwand und auch dann nicht 
in barrierefreien Formaten verfügbar. Zudem 
ist zu dem Zeitpunkt, wenn man auf den Pro-
zess aufmerksam geworden ist, die Frist zur 
Stellungnahmemöglichkeit im besten Fall 
nur noch sehr knapp, oft aber auch bereits 
verstrichen. Selbst wenn es noch zur Abgabe 
einer Stellungnahme kommt, scheint diese 
meist sowieso nur als Kommentar wahrge-

In einem demokratischen Land wie Ös-
terreich leben wir in der Gewissheit, des-
sen gesellschaftliche Entwicklung aktiv 
mitgestalten zu können. Doch wie sicher 
können wir uns dieses Rechtes tatsächlich 
sein, wenn für uns wesentliche Entschei-
dungen über unsere Köpfe hinweg getrof-
fen werden, die Teilnahme an Veranstalt-
ungen, bei denen wir uns einbringen könn-
ten, mit zahlreichen Hürden verbunden ist, 
uns Informationen, die wir zur Meinungs-
findung brauchen, nicht zugänglich sind, 
und die Meinungs- oder Stimmabgabe für 
uns nicht verlässlich anonym und selbstän-
dig möglich ist? 

Obwohl die UN-Behindertenrechtskonventi-
on Partizipation, also gesellschaftliche Teil-
habe in allen Bereichen, ganz klar vorgibt, 
sind Menschen mit Behinderungen nach wie 
vor mit genau dieser Situation konfrontiert. 
Schuld daran sind Barrieren verschiedener 
Art. Für blinde und sehbehinderte Menschen 
handelt es sich dabei vorwiegend um Infor-
mationsbarrieren in jenen Bereichen, die für 
politische Partizipation eben relevant sind. 

Die Erfüllung der folgenden drei Forderun-
gen des BSVÖ soll die Basis dafür schaffen, 
dass Menschen mit Sehbehinderungen ge-
nauso selbstverständlich wie alle anderen 
ihr Recht auf die Einbindung in demokrati-
sche Prozesse in Anspruch nehmen können: 

Einbindung in Entscheidungsprozesse

Besonders wenn es darum geht, in verschied-
ensten Bereichen Entscheidungen zu treffen, 
die sich in irgendeiner Form auf die Teilhabe 
von Menschen mit Behinderungen auswirken 
könnten, ist es unbedingt erforderlich, dieser 

Miterleben und mitbestimmen – 
gleiches Menschenrecht für alle!

Vollwertige politische und 
kulturelle Teilhabe
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In der Vorbereitung auf eine Wahl landet in 
den Postkästen der wahlberechtigten Ös-
terreicher die sogenannte „Amtliche Wah-
linformation“. Diese enthält im Wesentli-
chen Informationen über Inhalt und Datum 
der Wahl, die Adresse des Wahllokals sowie 
Möglichkeiten, wie gewählt werden kann und 
was dafür zu tun ist. Blinde und sehbehin-
derte Menschen können diese Information 
zwar eventuell mithilfe eines passenden Le-
segeräts oder einer sehenden Vertrauens-
person lesen, per se zugänglich ist das ge-
druckte Informationsblatt aber nicht.

Für Menschen mit Sehbehinderungen be-
stehen gewisse Möglichkeiten der Unter-
stützung, um die Barrieren bei der Wahl zu 
reduzieren. So kann bei Bedarf eine sehende 
Vertrauensperson und/oder ein Blindenführ-
hund die Person in die Wahlzelle begleiten. 
Eine sogenannte Stimmzettelschablone wird 
angeboten, um die selbständige und gehei-
me Stimmabgabe zu erleichtern. 

Viele der Informationen, die für eine ord-
nungsgemäße Stimmabgabe erforderlich 
sind, werden aber aufgrund der fehlenden 
barrierefreien Wahlinformation im Vorfeld 
der Wahl jenen Personen, die sie dringend 
brauchen würden, nicht kommuniziert. 
Gemeint sind Informationen von einer Te-
lefonnummer, unter der man Auskünfte 
erhält, über eine Internetseite, auf der wei-
tere barrierefreie Unterlagen bereitgestellt 
wären, bis hin zu Rahmeninformationen 
über den Ablauf der Wahl und die Nutzung 

nommen zu werden, dessen Inhalte in das 
Ergebnis nicht mehr einfließen. Die Möglich-
keit zur Erläuterung, Diskussion und mög-
licherweise Einigung auf ein Ergebnis, mit 
dem sich alle Beteiligten einverstanden er-
klären können, ist hier so gut wie nie gegeben. 

Um den partizipativen Charakter politischer 
Entscheidungsprozesse künftig deutlich zu 
verbessern, fordert der BSVÖ seitens der 
Politik rechtzeitig und aktiv eingebunden zu 
werden, um die ausreichende Auseinander-
setzung mit dem Thema und die tatsächliche 
Berücksichtigung der Interessen blinder und 
sehbehinderter Menschen zu gewährleisten. 

Transparenz politischer Programme 

Zu politisch relevanten Angelegenheiten und 
Themen werden laufend von verschiedenen 
staatlichen Institutionen von angefangen von 
den Ministerien bis hin zu einzelnen Magis-
tratsabteilungen Informationen in Form von 
Berichten, Broschüren etc. publiziert. Auch 
zum Beispiel die Parteiprogramme der ein-
zelnen Parteien zählen zu diesen Publikationen. 

All diese Unterlagen und Dokumente stehen 
Bürgern, die sich politisch auf dem aktuellen 
Stand halten oder vielleicht auch engagieren 
wollen, zur Verfügung. Das gilt leider nicht 
für blinde und sehbehinderte Menschen, da 
die Formate für sie meist nicht zugänglich sind.

Damit Menschen mit Sehbehinderungen die 
volle Teilhabe an demokratischen Prozessen 
möglich ist, fordert der BSVÖ, dass der Öf-
fentlichkeit grundsätzlich zugängliches In-
formationsmaterial standardmäßig auch in 
barrierefreien Formaten zur Verfügung ge-
stellt wird. 

Selbstbestimmtes Wählen

Zum selbstbestimmten, anonymen Wählen, 
wie es für Menschen ohne Behinderungen ab 
einem gewissen Alter ganz selbstverständ-
lich ist, gehören mehrere Kriterien. Im Sinne 
der Partizipation müssen diese Kriterien für 
Menschen mit Behinderungen gleicherma-
ßen erfüllt werden. Leider ist dies für blinde 
und sehbehinderte Menschen in Österreich 
derzeit noch nicht der Fall.

Zur Europawahl 2014 stellte der BSVÖ in Koope-
ration mit dem BM.I Wahlinformationen unter 
anderem als Hörbuch und in Brailledruck zur 
Verfügung.                                    Foto: BSVÖ Ossberger
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Erna Zepke ist 84 Jahre alt, Pensionistin 
und lebt in Wien. Aktiv mitentscheiden zu 
können und nicht von anderen über sich be-
stimmen lassen zu müssen, ist für sie aus-
gesprochen wichtig. 

Wahlen stellen für Frau Zep-
ke eine Situation dar, in der 
ihr die Möglichkeit, selbstän-
dig und unabhängig von an-
deren zu handeln, besonders 
abgeht. 

Wenn sie zur Wahl gehen 
möchte, muss Frau Zepke 
sich zunächst einmal eine 
Begleitperson suchen, die 
sie ins Wahllokal bringt. Die-
se Begleitperson geht bis in 
die Wahlkabine mit ihr mit 
und macht dann auch das 
Kreuz für sie.

Natürlich sagt Frau Zepke 
ihrer Begleitperson, wo sie das Kreuz für sie 
machen soll. 

Ob sie das Kreuz aber tatsächlich an der 
richtigen Stelle macht, sieht Frau Zepke 
nicht. Daher muss sie sich immer darauf 
verlassen, dass sie der Person auch wirklich 
vertrauen kann. 

telschablone besteht noch Optimierungsbe-
darf, um tatsächlich eine Wahl ganz ohne 
fremde Hilfe zu ermöglichen. Eine wesent-
liche Maßnahme bestünde in der taktilen 
Beschriftung mit den Parteikürzeln. Eine 
solche wird bisher seitens des BM.I unter 
Anführen gesetzlicher Vorschriften, die ihr wi-
dersprächen, abgelehnt. Der BSVÖ fordert 
die Regierung auf, entsprechende Gesetze 
nötigenfalls dahingehend zu ändern, dass sie 
erforderlichen Maßnahmen für einen barrie-
refreien Wahlvorgang nicht widersprechen. 

der Stimmzettelschablone. Im Rahmen der 
Europawahl wurde auf Initiative des BSVÖ 
vom BM.I erfreulicherweise die Produktion 
solcher Kerninformationen in unterschied-
lichen barrierefreien Formaten veranlasst 
und finanziert. Die Bereitstellung solcher In-
formationen sollte künftig bei allen Wahlen 
standardmäßig erfolgen und rechtzeitig vom 
BM.I oder von der zuständigen Wahlbehörde 
initiiert werden.

Aber auch bei der Gestaltung der Stimmzet-

Interview mit Erna Zepke

Was mich beschäftigt ...

„Ich fühle mich nicht so, als wäre das wirk-
lich MEINE Wahl.“

Abgesehen davon, dass sie nie sicher 
sein kann, ob die Begleitperson ihre Wahl 
wunschgemäß einträgt, ist es für Frau Zepke 

auch ein sehr unangeneh-
mes Gefühl zu wissen, dass 
immer andere Leute wissen, 
welche Partei sie gewählt 
hat. Das, so sagt sie selbst, 
habe mit einer geheimen 
Wahl rein gar nichts zu tun. 

„Ich weiß nicht, wie ich an 
Informationen kommen soll.“

Auch die Vorbereitung auf die 
Wahl, die Frau Zepke eigent-
lich wichtig wäre, gestaltet 
sich für sie schwierig. Le-
sen oder fernsehen kann sie 
nicht mehr, daher wäre das 
Radio die einzige Möglichkeit, 

an Informationen zu kommen. Dort werden 
sie aber oft nicht in dem Ausmaß oder in der 
Form gebracht, wie sie es gerne hätte. Das 
Problem ist, sagt sie, dass auch Informatio-
nen in Großdruck oder in Brailleschrift für 
sie nicht nutzbar sind. Insofern ist sie selbst 
etwas ratlos, wie sie zu einer wirklich selbst-
bestimmten Wahlmöglichkeit kommen kann. 
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Schulungseinrichtung für
blinde und sehbehinderte Menschen

offi ce@sebus.at | www.sebus.at | +43 (0)1 982 75 84 220 | Hietzinger Kai 85, 3. Stock

M T U
Ausbildung  zur  Medizinischen  Tastuntersucherin 
nach dem discover ing hands®  Sys tem

JETZT bei 
SEBUS

Blinde und stark sehbeeinträchtigte Frauen nutzen ihren 
Tastsinn und erlernen in einer fundierten Ausbildung die 
systematische Abtastung des weiblichen Brustgewebes als 

sanfte Erstmaßnahme in der Krebsvorsorge.

Schulungseinrichtung für blinde und sehbehinderte Menschen
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Die Welt entdecken, Wissen aufsaugen, Ta-
lente entdecken, erwachsen werden, Ver-
antwortung übernehmen, eine Existenz 
aufbauen, einen Platz in der Gesellschaft 
finden und sich dabei selbst verwirklichen 
– was für Menschen ohne Behinderung eine 
durchaus realistische Vorstellung ist, ist für 
sehbehinderte und blinde Menschen lan-
ge nicht so selbstverständlich und fast nie 
ohne massiven persönlichen Energie-, Or-
ganisations- und Kostenaufwand erreichbar.

Hier haben wir es mit einem Bereich zu 
tun, in dem es noch sehr viel zu tun gibt, 
bis dem Prinzip der Inklusion Folge geleis-
tet wird. Die Problematik beginnt bereits 
im Schulalter, wo abhängig vom Bundes-
land und auch von der Umgebung (Stadt/
Land) das Angebot und die Finanzierung zur 
individuellen Förderung und Ausstattung 
mit erforderlichen Hilfsmitteln sehr unter-
schiedlich sind. Diese Problematik zieht sich 
weiter in den gesamten Bildungsweg und 
verlangt Menschen mit Sehbehinderung-
en und deren Familien oft sehr viel an Kraft 
und Durchsetzungsvermögen ab.

Da es durch viele Jahrzehnte hindurch üblich 
war, blinde und sehbehinderte Menschen 
nur für eine relativ enge Auswahl an Beru-
fen, für deren Ausübung man sie als geeig-
net befand, auszubilden, ist die Wahlmög-
lichkeit trotz großer Bemühungen in letzter 
Zeit, immer mehr Betätigungsfelder zu öff-
nen und zugänglich zu machen, nach wie vor 
vergleichsweise bescheiden.

Wenn es um den tatsächlichen Einstieg ins 
Berufsleben geht, sind viele motivierte, gut 
ausgebildete blinde und sehbehinderte Men-
schen schnell frustriert. Nach wie vor beste-

Wenn ich einmal groß bin, …

Gleichberechtigte Bildungs- 
und Berufschancen

hen oft große Vorbehalte gegenüber der Ar-
beits- und Leistungsfähigkeit von Menschen 
mit Behinderungen. Dadurch haben sie bei 
der Bewerbung oft unabhängig von ihrer 
fachlichen Qualifikation deutlich schlechtere 
Karten als ihre Mitbewerber ohne Behinderung. 

Um Menschen mit Sehbehinderungen künf-
tig gleichwertige Chancen am Arbeitsmarkt 
zu verschaffen, stellt der BSVÖ folgende For-
derungen um Zusammenhang mit Bildung 
und Beruf:

Abbau von Ausbildungshürden

Aufbauend auf der Förderung der Entfal-
tung persönlicher Fähigkeiten im Rahmen 
der Frühförderung unterstützt weiterfüh-
rende Begleitung durch speziell geschul-
tes Personal in der Schule Kinder mit Seh-
beeinträchtigungen dabei zu lernen, so 
eigenständig und selbstbestimmt wie mög-
lich zu agieren. Das ist eine wesentliche 
Voraussetzung um von Anfang an einen 
Platz in der Gesellschaft finden zu können. 

Diese Notwendigkeit der individuellen Förder-
ung und Unterstützung, um Chancengleich-
heit zu gewährleisten, erstreckt sich über 
den gesamten Bildungsbereich. Sie betrifft 
sowohl die formelle als auch die informelle, 
also außerschulische, Bildung wie sie zum 
Beispiel in Jugendzentren oder in Program-
men für benachteiligte Jugendliche ange-
boten wird. Aber auch zum Beispiel für ein 
Studium an einer Universität spielt sie eine 
wichtige Rolle.

Um blinden und sehbehinderten Menschen 
gleichberechtigte Ausbildungschancen zu 
ermöglichen, ist zunächst unbedingt die 
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desländern Wien und Niederösterreich an.

Die Schulungseinrichtung für blinde und 
sehbehinderte Menschen (SEBUS), deren 
Träger der BSVÖ ist, bietet ebenfalls in Wien 
individualisierte berufliche Ausbildungen 
z.B. zum Fahrradtechniker, zum Masseur 
oder zum Office Manager. 

Das Odilien-Institut in Graz bietet für blin-
de und sehbehinderte Menschen Lehren in 
verschiedenen Bereichen wie z.B. Informa-
tionstechnik, Korb- und Möbelflechterei und 
Bürofacharbeit an.

Das Berufliche Bildungs- und Rehabilitati-
onszentrum – Rehabilitation und Integration 
für späterblindete und sehbehinderte Perso-
nen (BBRZ-RISS) in Linz entwickelt gemein-
sam mit seinen Klienten neue berufliche 
Perspektiven und bietet entsprechende Maß-
nahmen der beruflichen Rehabilitation an.

Das erklärte Ziel muss es jedenfalls sein, Men-
schen mit Sehbehinderungen ein möglichst 
breites Spektrum an Ausbildungsmöglichkeit-
en und Arbeitsplätzen zu bieten, sodass sie eine 
tatsächliche Wahlmöglichkeit entsprechend 
ihren individuellen Interessen und Begabun-
gen haben. In diesem Sinne müssen alle He-
bel in Bewegung gesetzt werden, um immer 
mehr neue Berufssparten für blinde und seh-
behinderte Menschen zugänglich zu machen. 

Bereitstellung von vollständigen barriere-
frei aufbereiteten Unterrichtsunterlagen er-
forderlich. Aber auch die Verfügbarkeit und 
Finanzierung von Hilfsmitteln wie zum Bei-
spiel Bildschirmlesegeräten, Tafelkameras 
etc. zur Arbeitsplatzausstattung sowohl zur 
Verwendung am Ausbildungsort als auch 
für zu Hause sind unumgänglich, um Schü-
lern und Studenten ein einigermaßen unge-
hindertes Lernen und in weiterer Folge den 
erfolgreichen Abschluss der Ausbildung zu 
ermöglichen. 

Ausbau und Förderung des 
Arbeitsmarktes

Die Wahl der richtigen Ausbildung ist eine 
wesentliche Voraussetzung dafür, im Berufs-
leben später richtig durchstarten zu können 
und damit eine vollwertige gesellschaftliche 
Teilhabe zu erreichen. 

In Österreich gibt es derzeit folgende Ein-
richtungen, die auf die Anforderungen blin-
der und sehbehinderter Menschen spezia-
lisiert sind und die durch unterschiedliche 
– teils öffentliche, teils private – Mittel finan-
ziert werden:

Die Arbeitsassistenz für blinde und hochgra-
dig sehbehinderte Menschen in Wien bietet 
Leistungen wie etwa die Klärung beruflicher 
Perspektiven, die Adaptierung von Arbeits-
plätzen oder das Jugendcoaching in den Bun-

Ein Teilnehmer der innovativen SEBUS Fahrradtechnik-Ausbildung bei der feinmechanischen Montage-
arbeit unter Anleitung eines erfahrenen Trainers.                                                                     Foto: BSVÖ SEBUS
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Renate Hrdina arbeitet als Wohnbereichs-
leiterin bei der Österreichischen Blinden-
wohlfahrt. Sie kann aus 
ihrer eigenen Erfahrung 
berichten, mit welchen 
Vorbehalten und eigent-
lich ganz unnötigen Hürden 
sehbehinderten Menschen 
im Zusammenhang mit Bil-
dungsangeboten zu kämp-
fen haben.

Die 56jährige ist sehr inter-
essiert daran, ihr Wissen auf 
dem aktuellen Stand zu hal-
ten. Doch mit einer schweren 
Sehbeeinträchtigung, so Hrdi-
na, sei es auf Fort- und Wei-
terbildungen sehr schwierig, 
der Seminarleitung begreiflich zu machen, 
dass man auf andere Art zu denselben In-
formationen kommen muss wie die anderen 
Teilnehmenden. 

„Ich verlange ja nur eine gewisse Offenheit!“

 Ein erschreckendes Beispiel ist ein Fall von 
Dezember 2013, wo einem blinden arbeitsu-
chenden Masseur zunächst der Zugang zur 
Beratung durch das Arbeitsmarktservice 
(AMS) von vornherein verwehrt wurde, und er 
stattdessen aufgrund seiner Blindheit sofort 
für arbeitsunfähig erklärt wurde. Hier han-
delt es sich keineswegs um einen Einzelfall. 

Der BSVÖ fordert für blinde und sehbe-
hinderte Menschen den vollen Zugang zu 
Leistungen des AMS ohne Vorbehalte hin-
sichtlich der Arbeitsfähigkeit aufgrund der 
Behinderung sowie die Herstellung von fai-
ren, gleichberechtigten Chancen bei der 
Bewerbung für Arbeitsplätze. Hier wäre es 
wichtig, von Seiten der öffentlichen Hand 
vermehrt Bewusstseinsbildung zu betreiben, 
indem positive Beispiele hervorgehoben und 
so Barrieren in den Köpfen der Menschen 
abgebaut werden.

In Bezug auf das Angebot am Arbeitsmarkt 
hat der Staat durch Stellen im öffentlichen 
Dienst in der Vergangenheit schon eine we-
sentlich größere Rolle gespielt, als er es 
derzeit tut. Es wäre sehr wichtig, dass die-
se Verantwortung wieder vermehrt wahrge-
nommen wird. 

Anerkennung von Qualifikationen

Leider sind Menschen mit Behinderungen 
trotz der Vorgaben der UN-Behinderten-
rechtskonvention und des Behindertenein-
stellungsgesetzes (BEinstG) allzu oft damit 
konfrontiert, dass trotz nachweisbarer fach-
licher Qualifikation an ihrer Arbeitsfähigkeit 
gezweifelt wird. Dadurch haben sie größe-
re Schwierigkeiten, einen Arbeitsplatz zu 
finden, als Menschen ohne Behinderungen 
mit vergleichbaren oder oft sogar geringeren 
fachlichen Kompetenzen.

Interview mit Renate Hrdina

Was mich beschäftigt ...

Wenn die Lehrenden gar nicht mit den Mög-
lichkeiten der barrierefreien Gestaltung von 

Seminaren vertraut sind, was 
leider allzu oft der Fall ist, 
hört Frau Hrdina oft Aussa-
gen wie „Wenn Sie es nicht 
sehen, wissen wir nicht, wie 
wir es Ihnen vermitteln sol-
len!“ Dabei betont Frau Hr-
dina, dass sie ja gar nicht 
verlange, dass die Seminar-
leitung genau weiß, wie sie 
Informationen barrierefrei 
aufbereitet – dieses Wissen 
bringe sie ja selbst mit. Sie 
würde sich lediglich mehr 
Verständnis und Bereitschaft 
zum gemeinsamen Finden 
von Lösungen wünschen. 

„Barrierefreie Unterlagen sind eine Grund-
voraussetzung.“

Wenn Scans, Bilder und Links nicht barrie-
refrei zur Verfügung gestellt werden, hat sie 
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Informationsmedien wie Bücher, Zeitun-
gen, Internet, Fernsehen und Radio ermög-
lichen es uns, Wissen in den verschiedens-
ten Bereichen anzureichern und immer auf 
dem aktuellen Stand zu sein. Mit diesem 
Wissen können wir z.B. eigene Meinungen 
bilden, fachliche Kompetenzen erlangen, 
mitreden und mitbestimmen. Für sehbe-
hinderte und blinde Menschen sind die-
se Medien oft nur eingeschränkt oder gar 
nicht nutzbar.

Auf den ersten Blick mag das nicht so tra-
gisch klingen. „Lesen ist ja eh nicht jeder-
manns Sache!“ oder „Es gibt ja auch an-
dere interessante Freizeitbeschäftigungen 
als Fernsehen.“ könnte man meinen. Doch 
wenn man genauer darüber nachdenkt, ist 

ihr den Ablauf usw. erklärt, während sie 
selbst direkt daneben steht! Besonders bei 
Seminaren im Sozialbereich sollte man sich 
schon ein wesentliche kompetenteres Ver-
halten erwarten können. 

Für Frau Hrdina liegt es auf der Hand, dass 
all diese Dinge automatisch dazu führen, 
dass es für blinde und sehbehinderte Men-
schen enorm schwierig ist, einen Arbeits-
platz zu finden. Auch hier fehle es oft an Ver-
ständnis und Toleranz. 

„Potential muss entfaltet werden können.“

Man muss, davon ist Frau Hrdina fest über-
zeugt, blinden und sehbehinderten Men-
schen einfach die Möglichkeit geben, ihr Wis-
sen, das für die Gesellschaft enorm wertvoll 
ist, auch sinnvoll einzubringen.

nicht den gleichen Zugang zu Inhalten wie 
sehende Teilnehmende. 

Auch Webseiten öffentlicher Stellen oder 
Unternehmen sind laut Frau Hrdina nur zu 
einem geringen Anteil barrierefrei. Für ei-
nen Flug mit den British Airways könne man 
sich beispielsweise online gratis einen Sitz-
platz reservieren. Da diese Seite aber nicht 
barrierefrei ist, könne sie als sehbehinderte 
Frau die Sitzplatzreservierung aber nur te-
lefonisch vornehmen und müsse dann dafür 
bezahlen!

„Oft fehlt es an Verständnis.“

Im Rahmen der Fort- und Weiterbildung 
passiert es Frau Hrdina auch häufig, dass 
die Seminarleitung nicht mit ihr sondern 
stattdessen mit ihrer Begleitperson spricht, 

Ich weiß, dass ich nichts weiß? 
Das ist nicht genug!

Umfassender Zugang zu 
Informationsmedien

die Tragweite mangelnder Zugänglichkeit 
von Informationen weit größer, als es zu-
nächst vielleicht den Anschein hat. 

Das Verfügen über Wissen und Informati-
onen ist in sehr vielen Bereichen der aus-
schlaggebende Faktor, der darüber ent-
scheidet, ob Partizipation möglich ist. Auch 
in diesem Heft finden Sie Forderungen, die 
eigentlich anderen Themenbereichen zuge-
ordnet sind, aber ganz deutlich zeigen, dass 
auch dort der Zugang zu Informationen ganz 
essentiell ist und ein Mangel in dem Bereich 
viele Probleme verursacht.

Solange es für uns selbstverständlich ist, 
dass wir die Formate, in denen uns Infor-
mationen dargeboten werden, ausreichend 
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möchte diesem Wunsch ihrer Kunden nach-
kommen. 

Mechanismen zur Rückgabe der Bücher 
würden selbstverständlich auch bei der Aus-
leihe per Download berücksichtigt.

Die Grundlage dafür, dass das möglich und 
erlaubt ist, enthält der Vertrag von Marra-
kesch. Um diese Möglichkeit auf nationaler 
Ebene allerdings rechtlich wirksam zu ma-
chen und damit mit unseren deutschspra-
chigen Nachbarländern gleichzuziehen, 
wäre die Abänderung eines Paragraphen im 
Urheberrechtsgesetz dringend erforderlich. 

Zugänglichkeit von Webservices

Die Nutzbarkeit von Webseiten hat zwei we-
sentliche Aspekte: 

Einerseits geht es darum, bestimmte Ser-
vices für jene Personen, die die Seite auf-
rufen, verfügbar zu machen. So muss für 
sehbehinderte und blinde Menschen die 
Lesbarkeit von Inhalten, die Bedienbarkeit 
von Formularen usw. gegeben sein.

Andererseits spielt die Bedienbarkeit des In-
haltsverwaltungssystems (CMS) eine Rolle. 
Diese ist beispielsweise bei der Arbeit mit 
einem Screenreader (=Software, die blinden 

gut wahrnehmen und nutzen können, mag 
es uns gar nicht auffallen, wie sehr wir sie 
eigentlich brauchen. Würde Menschen ohne 
Sehbehinderungen der Zugang aber in dem 
Ausmaß verwehrt, wie es für blinde und seh-
behinderte Menschen förmlich an der Tages-
ordnung ist, wären sie vermutlich die ersten, 
die sich lautstark beschweren würden.

Um blinde und sehbehinderte Menschen 
nicht weiterhin mit dieser Situation abzu-
speisen, die die meisten anderen Menschen 
als vollkommen inakzeptabel empfinden 
würden, fordert der BSVÖ Maßnahmen in 
folgenden Bereichen:

Verleih von barrierefreien Büchern über 
Download

In der Hörbücherei des BSVÖ werden Hör-
bücher produziert und an Personen, die aus 
gesundheitlichen Gründen – beispielsweise 
aufgrund einer Sehbehinderung – kein her-
kömmliches Buch lesen können, verliehen. 
Im Gegensatz zu den meisten kommerzi-
ellen Hörbüchern sind die Texte allerdings 
nicht gekürzt, sondern werden komplett auf-
gesprochen. 

Die Hörbücher werden im DAISY-Format 
produziert und bieten dadurch eine navigier-
bare Struktur. Diese erlaubt es den Hörern, 
zwischen Kapiteln, Unterkapiteln sowie Fuß-
noten, Anhängen und Glossaren zu springen, 
Lesezeichen zu setzen, um gekennzeichne-
te Stellen später wieder zu finden, sowie die 
Abspielgeschwindigkeit individuell einzu-
stellen. 

Alle möglichen Druckerzeugnisse können 
als Hörbücher barrierefrei aufbereitet wer-
den – sowohl Literatur und Sachtexte als 
auch beispielsweise Zeitschriften. 

Derzeit verschickt die Hörbücherei ihre Bü-
cher ausschließlich postalisch als CD. Die 
Hörbüchereien sind jedoch vor neue tech-
nische Voraussetzungen gestellt. Die Hörer 
wünschen sich die Möglichkeit, Hörbücher 
über Download und auch e-Books im epub3 
Format ausleihen zu können.  Auf diese 
Weise sind die Bücher schneller und orts-
unabhängig verfügbar und die Hörbücherei 
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Nutzbarkeit von Film, Fernsehen 
und Radio

Auch bei diesem Thema spielen zwei Aspek-
te eine Rolle: 

Zum einen wird digitales Fernsehen und Ra-
dio immer mehr zum Standardprodukt von 
verschiedenen Anbietern. Sehbehinderte 
und blinde Menschen sind dadurch immer 
mehr vor das Problem gestellt, ihre Fern-
seh- und Radiogeräte nicht mehr bedienen 
zu können, da die Menüführung zur Auswahl 
von Programmen sehr komplex und nur für 
sehende Menschen konzipiert ist. 

Zum anderen besteht das Problem, dass im 
ORF noch immer ein viel zu geringer An-
teil des Programms durch Audiodeskripti-
on für blinde und sehbehinderte Menschen 
zugänglich gemacht wird. Während z.B. in 
Großbritannien schon mehr als 20 % der 
Fernsehsendungen mit Audiodeskription ver-
sehen werden und jeder neue Sender binnen 
zehn Jahren seines Bestehens einen Audio-
deskriptionsanteil von mindestens 10% errei-
chen muss, hatte der ORF für 2014 als Min-
destanteil der audiodeskribierten Sendungen 
nur mehr „mehr als 750 Stunden“, was bei 
vier Sendern etwa 2,1 % des gesamten Pro-
gramms entspricht, angestrebt. 

Der BSVÖ verfolgt als vorrangigstes Ziel in 
diesem Bereich, den ORF zu einer drastischen 
Erhöhung des Audiodeskriptionsangebots zu 
bewegen. Bis dahin wird eine deutliche Re-
duktion der Rundfunkgebühr für blinde und 
hochgradig sehbehinderte Menschen gefor-
dert, da sie nur einen kleinen Bruchteil des 
ORF-Angebotes konsumieren können.

und hochgradig sehbehinderten Menschen 
an sich eine komplett selbständige Nutzung 
des Computers ermöglicht, indem sie Tex-
tinformation über Sprachausgabe akustisch 
oder über die Braillezeile taktil wahrnehm-
bar macht) erforderlich. Dass Webseiten 
ohne erheblichen Mehraufwand sowie Mehr-
kosten so programmiert werden, dass die 
Administration für Menschen mit Sehbehin-
derung problemlos möglich ist, kommt leider 
derzeit selten bis gar nicht vor. Im Sinne der 
Gleichstellung dieser Personengruppe, für 
die der IT-Bereich grundsätzlich ein vielver-
sprechendes Betätigungsfeld darstellt, wäre 
die Entwicklung von barrierefrei bedienba-
ren CMS-Standardlösungen ausgesprochen 
wünschenswert.

Bezüglich der Zugänglichkeit von Webser-
vices für Nutzer wurden im Februar 2014 im 
EU-Parlament Ergänzungen zur bestehen-
den Richtlinie beschlossen. 

Die erweiterte Richtlinie soll bewirken, dass 
Informationen und Dienstleistungen im On-
linebereich verpflichtend barrierefrei zu-
gänglich gemacht werden. Sollte die Richt-
linie in dieser Form beschlossen werden, 
haben die Mitgliedsstaaten bis 1. Jänner 
2015 Zeit, neue Webinhalte in barrierefreier 
Form zu gestalten, und bis 1. Jänner 2017, 
um bereits bestehende Webseiten barriere-
frei zugänglich zu machen.

Aus Sicht des BSVÖ muss es jedenfalls 
selbstverständlich werden, Webinhalte für 
alle Menschen vollständig zugänglich und 
bedienbar zu gestalten.
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nehmen müssen, teilweise fast erschrecken-
de Verständnislosigkeit.

„Freiwillig und anonym“

So wurde Frau Obkircher eine 
Mitarbeiterbefragung zum 
Gesundheitsmanagement 
vorgestellt, die mittels On-
line-Formular unter den Mit-
arbeitern an ihrem Arbeits-
platz verteilt werden sollte. 
Der Betriebsrat hatte sie of-
fiziell gebeten, den erstellten 
Fragebogen auf Bedienbar-
keit zu testen.

Erfreut über die Einbindung 
zu einem Zeitpunkt, als nö-
tigenfalls noch Änderungen 
möglich waren, machte sich 
Frau Obkircher gewissenhaft 

an die Arbeit. Es handelte sich um einen 
Fragebogen von neun Seiten mit Fragen zu 
allen möglichen Themen und verschiedens-
ten Elementen wie Tabellen, Kontroll- und 
Auswahlfeldern. Bis auf zwei Seiten, die mit 
dem Screenreader nicht auslesbar waren, 
war der Fragebogen gut bedienbar. Frau Ob-
kircher gab also ihre Rückmeldung ab und 
machte auch gleich einen Vorschlag, wie die 
beiden Seiten verändert werden könnten, so-
dass sie auch für blinde Menschen gut bedi-
enbar wären.

„Bei ihr muss halt alles hundertprozentig 
sein …“

Mit dieser Aussage schmetterte der Kollege 
vom Betriebsrat den Überarbeitungsvorschlag 
ab. Und das, obwohl Frau Obkircher sich extra 
die Mühe gemacht hatte, ihm mit einem Simu-
lationsprogramm zu demonstrieren, welche 
Informationen die beiden fraglichen Seiten bei 
der Arbeit mit dem Screenreader liefern, und 
er scheinbar eingesehen hatte, dass das mit 

Margret Obkircher ist 59 Jahre alt und 
als Beamtin im IT-Service der Universität 
Innsbruck tätig. Sie bezeichnet sich selbst 
als sehr mobil und sagt, dass sie sehr viel 
herum kommt. Wenn sie 
erzählt, was ihr teilweise 
sogar innerhalb eines ein-
zigen Tages auf ihren ganz 
alltäglichen Wegen durch 
Innsbruck so alles wider-
fährt, fällt es nicht schwer zu 
glauben, dass sie damit nicht 
übertreibt.

Frau Obkircher kann von sehr 
vielen Erfahrungen berichten, 
mit denen sie gleich „mitten 
im Thema“ drin ist. Bei vielen 
davon spielt die Begegnung 
mit Menschen oder deren 
Verhalten eine wichtige Rolle.

„Kommt man einmal ins Gespräch, ist es 
schon viel leichter!“

Oft mache sie die Erfahrung, dass Personen, 
die wahrscheinlich noch nie etwas mit blin-
den Menschen zu tun gehabt haben, gar nicht 
wissen, wie sie auf sie zugehen oder sich ihr 
gegenüber verhalten sollen. Sobald sie aber 
selbst die Initiative ergreife, merke sie direkt 
die Erleichterung bei ihrem Gegenüber und 
könne mit einem viel selbstverständlicheren 
Umgang bei weiteren Begegnungen rechnen. 
Schade sei nur, dass sie selbst für viele Men-
schen tatsächlich die erste blinde Person 
sei, denen sie begegnen. Wären mehr blinde 
Menschen alleine unterwegs, wäre der Um-
gang wahrscheinlich von vornherein ein viel 
natürlicherer. 

Meistens seien die Leute eh ziemlich ver-
ständnisvoll und hilfsbereit. Andererseits er-
lebt Frau Obkircher auch gerade mit Perso-
nen, denen sie eigentlich gar nicht fremd ist, 
und die wissen sollten, worauf sie Rücksicht 

Interview mit Margret Obkircher

Was mich beschäftigt ...
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men, ließ sich aber nicht überreden. Insge-
samt empfand sie die ganze Situation als 
ausgesprochen diskriminierend. Sie ist nach 
wie vor sehr verärgert darüber, dass die zu-
nächst scheinbar so verständnisvollen Kol-
legen offensichtlich nicht verstanden haben, 
was Gleichstellung bedeutet und wie wichtig 
die selbständige Bedienbarkeit für alle Mit-
arbeiter gerade in diesem Fall gewesen wäre 
– und das, obwohl es nicht einmal einen gro-
ßen Aufwand bedeutet hätte, die nötigen Än-
derungen vorzunehmen.

„Aufklärungsarbeit ist extrem wichtig!“

Das beobachtet Frau Obkircher tagtäglich 
in den verschiedensten Situationen. Nur so, 
meint sie, können nach und nach Barrieren 
in den Köpfen der Leute abgebaut werden. 
Deswegen hört sie nicht auf, Menschen in 
der Innsbrucker Fußgängerzone auf ihren 
täglichen Wegen freundlich darauf hinzuwei-
sen, dass das taktile Bodenleitsystem für sie 
eine wichtige Hilfe ist, um alleine unterwegs 
sein zu können, und deswegen nicht – auch 
nur zeitweise – verparkt oder verstellt wer-
den darf. Auch wenn einige Situationen frus-
trierend enden, macht es ihr, so sagt sie, 
wenn Menschen nicht „grantig“ reagieren, 
fast Freude, sie aufzuklären und so hoffent-
lich immer mehr Bewusstsein und Verständ-
nis für die Belange blinder und sehbehinder-
ter Menschen zu schaffen.

Nutzbarkeit nichts zu tun hatte. 

Anstatt die Änderungen vorzunehmen, die für 
eine barrierefreie Bedienbarkeit erforderlich 
gewesen wären, wurde mit der Einladung 
zur Teilnahme eine Nachricht ausgeschickt. 
Darin wurde den Mitarbeitern mitgeteilt, 
dass „aufgrund von scheinbar unterschied-
lichen Meinungen zur Barrierefreiheit“ des 
Fragebogens die Möglichkeit bestehe, sich 
bei Problemen mit der Bedienung an Herrn X 
zu wenden, der ihnen dann beim Ausfüllen 
assistieren würde. 

Die Anonymität, auf die für alle anderen Mit-
arbeiter durch individuelle Zugangscodes 
sogar besonders penibel geachtet wurde, 
war bei dieser „Lösung“ natürlich gar nicht 
mehr gegeben. Aber abgesehen davon, dass 
schon die Entscheidung für eine Lösung, bei 
der fremde Hilfe durch eine vorgegebene 
Person für einige Mitarbeiter unumgänglich 
war, mehr als fragwürdig ist, handelte es 
sich bei besagtem Herrn X sogar um jeman-
den, der in der betrieblichen Hierarchie über 
Frau Obkircher stand.

„Die Leute verstehen gar nicht, was das 
Problem ist!“

Letztendlich nahmen die blinden und sehbe-
hinderten Mitarbeiter nicht an der Umfrage 
teil. Frau Obkircher wurde sogar noch ein-
mal eindringlich ersucht, doch teilzuneh-

Behindertenpass statt ÖBB VORTEILSCARD Spezial

Seit 1. Jänner  2014 erhalten Menschen mit Behinderung 
auch ohne VORTEILSCARD 50 % Ermäßigung auf ÖBB Stan-
dard-Einzelfahrkarten. Einzige Voraussetzung: Ein Behinder-
tenpass nach dem Bundesbehindertengesetz oder Schwer-
kriegsbeschädigtenausweis mit dem Eintrag des Grads der 
Behinderung von mindestens 70 % oder mit dem Vermerk „Der/
die InhaberIn kann die Fahrpreisermäßigung nach Bundesbe-
hindertengesetz in Anspruch nehmen“. Bitte zeigen Sie den 
Ausweis bei jeder Fahrkartenkontrolle unaufgefordert vor.

Bereits bestehende VORTEILSCARDs gelten bis zum Ablauf-
datum, das auf der Karte angegeben ist.
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Folgenden drei zentralen Forderungen des 
BSVÖ wäre Folge zu leisten, um die Sicher-
heit im öffentlichen Raum für Fußgänger mit 
und ohne Sehbehinderungen merklich zu er-
höhen:

Einbindung bei der Erarbeitung von 
Rechtsvorschriften

Einige ganz wesentliche Maßnahmen zur Re-
duktion von Gefahren im öffentlichen Raum 
kann man unter dem Oberbegriff „Vermei-
dung bzw. Absicherung von Hindernissen“ 
im weitesten Sinne zusammenfassen.

In Gebäuden wäre das beispielsweise das 
rechtzeitige Ankündigen hinunterführender 
Stufen und Treppen durch taktile Bodenin-
formationen, das Freihalten eines gewissen 
Lichtraumprofils, die bauliche Absicherung 
des Bereichs unterhalb von freitragenden 
Treppen oder die farblich kontrastierende 
Markierung von Glastüren und Treppen.

Klassische Hindernisse im Straßenver-
kehr sind zum Beispiel zu niedrig montierte 
scharfkantige Verkehrszeichen, fehlende mit 
mehreren Sinnen wahrnehmbare Orientie-
rungsmöglichkeiten oder visuell verwirren-
de Bodenmarkierungen und -musterungen. 
Auch geräuscharme Fahrzeuge wie Fahrrä-
der, Elektro- oder Hybridfahrzeuge gehören 
zu jenen Gefahrenquellen, die durch ihre 
schlechte Wahrnehmbarkeit große Verunsi-
cherung hervorrufen.

Verschiedene Rechtsvorschriften und Richt-
linien bieten eine verbindliche Grundlage für 
die Planung von öffentlichem Raum. Darin 
festgelegte Bestimmungen sind entschei-
dend für die Umsetzung wesentlicher Krite-

Das Auto einmal stehen lassen, auf Zug, 
Bus, U-Bahn oder Straßenbahn umsteigen 
oder überhaupt zu Fuß gehen – viele ent-
scheiden sich dafür, weil es kostengünsti-
ger, gut für die Umwelt oder die eigene Ge-
sundheit ist. Für sehbehinderte und blinde 
Menschen ist es die einzige Möglichkeit, 
ohne fremde Hilfe von A nach B zu kom-
men. Daher ist es besonders wichtig, den 
Straßenverkehr für Fußgänger so sicher 
wie möglich zu machen.

Gefahrensituationen und Hindernisse im 
Straßenraum und generell im öffentlichen 
Raum stellen für Menschen mit Sehbehinde-
rungen eine massive psychische Belastung 
dar. Bereits der tägliche Weg zwischen Woh-
nung und Arbeitsplatz verlangt Menschen, 
die sich nur erschwert bis gar nicht mithilfe 
des Sehens orientieren können, ein hohes 
Ausmaß an Konzentration ab. Jedes Detail 
muss beachtet, jedes auch noch so kleine 
Hindernis im Kopf behalten und umgangen 
werden. Bei dieser Mischung aus permanen-
ter Aufmerksamkeit und Stress ist eine ge-
wisse Müdigkeit und Erschöpfung am Ende 
des Tages vorprogrammiert. 

Unklare, komplexe Verkehrssituationen, wo-
möglich in Verbindung mit einer Vielzahl an 
unterschiedlichen einander übertönenden 
Geräuschen beeinträchtigen das Orientie-
rungsvermögen und somit das subjektive 
Sicherheitsempfinden enorm. Aber auch 
objektiv gesehen stellen viele Verkehrssitu-
ationen, die auf den ersten Blick für jeman-
den ohne Sehbehinderung vielleicht harmlos 
erscheinen, eine Gefährdung dar. Oft zeigt 
sich, dass die in diesem Kontext auffallenden 
Problempunkte auch für die Sicherheit an-
derer Personengruppen von Bedeutung sind. 

Für alle notwendig – für viele 
noch nicht selbstverständlich!

Sichere selbständige Mobilität
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rien der Barrierefreiheit sowie die potentielle 
Entstehung von Gefahrensituationen für be-
stimmte Personengruppen. 

Die Einbindung in Überarbeitungsprozesse 
von Straßenverkehrsordnung, Bauordnung 
und anderer relevanter Rechtsvorschriften 
für die Barrierefreiheit öffentlichen Raumes 
ist unbedingt erforderlich. Die Mindestfor-
derung des BSVÖ besteht darin, rechtzeitig 
über aktuelle Novellen informiert und zur 
Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert 
zu werden.

Konsultation bei der Planung

Bestimmte Verkehrskonzepte sind erfah-
rungsgemäß problematisch für sehbehin-
derte und/oder blinde Fußgänger. Dazu ge-
hören beispielsweise Begegnungszonen 
oder Kreisverkehre. Beide Situationen stellen 
Menschen mit hochgradigen Sehbehinde-
rungen vor ein massives Orientierungspro-
blem. In der Folge ist die sichere selbstän-
dige Mobilität in einem so hohen Ausmaß 
eingeschränkt, dass sogar wesentlich länge-
re Wege in Kauf genommen werden, um der 
potentiellen Gefahr auszuweichen.

Die Berücksichtigung von Anforderungen 
blinder und sehbehinderter Menschen ist 
unbedingt notwendig, um solche dauerhaft 
diskriminierenden Situationen von vornher-
ein zu vermeiden. Dazu ist Kontakt mit der 

Denkaufgaben im Namen der Barrierefreiheit – Kurt Prall, Elisabeth Pertiller und Doris Ossberger (v.l.n.r) 
vom Gremium für Mobilität und Infrastruktur beim Austüfteln neuer Lösungen mit tastbarem Modell. 

Foto: BSVÖ Ossberger

Interessenvertretung zu suchen, um deren 
Beratung in Anspruch zu nehmen und in die 
Planung mit einzubeziehen.

Pflichtfach Barrierefreiheit

Um ein Bewusstsein für die Bedeutung von 
Barrierefreiheit für sichere und selbstbe-
stimmte Mobilität und die Gesellschaft im 
allgemeinen zu verinnerlichen, sind im Grun-
de Sensibilisierungsmaßnahmen bereits im 
Kindergarten und in der Schule erforderlich. 

Damit die konsequente, sinnvolle und kor-
rekte Umsetzung im baulichen Bereich 
stattfindet, ist die Schulung in Bezug auf 
barrierefreie Gestaltung spätestens im Rah-
men der Ausbildung vor allem für alle Beru-
fe des Bauwesens verpflichtend vorzusehen. 
Dabei muss den Anforderungen blinder und 
sehbehinderter Menschen ebenso viel Auf-
merksamkeit geschenkt werden wie allen 
anderen. 

Der BSVÖ macht darauf aufmerksam, dass 
Maßnahme 112 des Nationalen Aktionsplans 
Behinderung (NAP) „Barrierefreiheit als 
Pflichtfach in allen einschlägigen Ausbildun-
gen (z.B. Architektur, Bauingenieurwesen, 
bautechnische Berufe) sowie für die verant-
wortlichen Personen in den Baubehörden 
und im Denkmalschutz“ bereits für 2013 vor-
sieht. Hier ist man mit der Umsetzung der-
zeit stark im Rückstand.
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passiert, dass er mitten auf der Straße zu-
rückgelassen wurde, weil zum Beispiel die 
Straßenbahn der „helfenden“ Person gerade 
kam. Herr Madner meint, dass es sehr wich-
tig wäre, überall durchgehende taktile Leit-

systeme zu errichten, denn 
das sei für die Orientierung 
ganz wesentlich.

Gefahrensituationen 
sind keine Seltenheit

Ganz besonders großer 
Wert, so Madner, soll-
te darauf gelegt werden, 
dass Baustellen oder an-
dere Hindernisse besser 
abgesichert werden. Die 
Gefahr sei nicht zu unter-
schätzen  – er selbst kenne 
einige blinde Personen, die 
schon einmal in eine Bau-
grube gefallen seien. Da 
sich die Verantwortlichen 
der Gefahr, die sie durch 
schlecht abgesicherte Bau-
stellen verursachen, nicht 
bewusst seien, würde Herr 

Madner empfehlen, ihnen die Augen zu ver-
binden und sie einmal selbst eine Runde ge-
hen zu lassen. Vielleicht würden sie dann be-
greifen, wie gefährlich manche Hindernisse 
sein können.

Unappetitliche Begegnungen

Auch ein ganz anderes Problem fällt Herrn 
Madner immer wieder besonders unange-
nehm auf: Hundekot am Gehsteig. Es sei ihm 
schon passiert, dass er mit Sandalen in ein 
Häufchen getreten ist. Das sei wirklich sehr 
unangenehm und er habe keine Möglichkeit, 
rechtzeitig auszuweichen.

Der 52jährige Johann Madner ist wie vie-
le blinde Menschen in Wien relativ viel zu 
Fuß unterwegs. Er kann ein Lied davon 
singen, dass das oft ganz schön anstren-
gend, bisweilen gefährlich und mitunter 
auch nicht unbedingt nur 
appetitlich ist. 

Herr Madner geht öf-
ters selbst einkaufen. 
Doch dieser Weg ist für 
ihn nicht gerade einfach 
zu bewältigen, denn im 
Straßenverkehr gibt es 
einige Dinge, die ihn sehr 
behindern. 

Höchste Konzentration 
ist gefordert

Um sicher an sein Ziel 
zu kommen, muss Herr 
Madner sehr genau auf 
die Dinge achten, die er 
in der Umgebung er-
tasten kann. Wenn zum 
Beispiel die Gehsteigkante 
zu flach ist, spürt er nicht 
verlässlich, wo die Straße anfängt, und das 
kann dann schnell gefährlich werden.

Auch auf sein Gehör muss er sich immer 
verlassen können, was bei großem Ver-
kehrslärm eine ziemliche Herausforderung 
ist. Wenn dann eine akustische Ampel aus-
fällt oder es einfach zu laut ist, traut er sich 
nicht, die Straße zu überqueren.

Oft muss man fremden Menschen vertrauen

Wenn er die Verkehrssituation selbst nicht 
gut genug einschätzen kann, um sich auf 
die Straße zu trauen, bleibt Herrn Madner 
oft  nichts anderes übrig, als fremde Per-
sonen um Hilfe zu bitten und sich auf sie zu 
verlassen. Dabei ist es ihm aber schon öfter 

Interview mit Johann Madner

Was mich beschäftigt ...
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Sehbehinderungen sie nutzen können.

Doch auch, wenn mithilfe von Präventions- 
und Rehabilitationsmaßnahmen sowie Hilfs-
mittelausstattung vieles ganz selbständig 
möglich ist, gibt es doch Bereiche und Situ-
ationen, in denen die Unterstützung durch 
persönliche Assistenz erforderlich ist. Das 
ist dann der Fall, wenn es durch zu große 
Barrieren entweder nicht möglich ist, etwas 
ganz selbständig zu erledigen, oder die An-
strengung dafür so groß wäre, dass einfache 
Nebentätigkeiten die Energie für die eigent-
liche Hauptaufgabe rauben würden.

Im Zusammenhang mit zuverlässiger finan-
zieller Unterstützung blinder und sehbehin-
derter Menschen stellt der BSVÖ daher fol-
gende drei Forderungen:

Armutsprävention durch 
niederschwelliges Förderangebot

Die österreichische Förderlandschaft ist im 
Wesentlichen durch dreierlei Problempunkte 
charakterisiert:

Während die Finanzierung von Rehabi-
litationsmaßnahmen, Hilfsmitteln und per-
sönlicher Assistenz für berufstätige Perso-
nen weitgehend gewährleistet ist, müssen 
vor allem Studenten und Pensionisten meist 
tief in die eigene Tasche greifen, um die für 
sie notwendige Unterstützung zu finanzieren. 

Sowohl das Procedere zur Beantragung 
von Förderungen als auch die Entscheidung 
über deren Bewilligung unterscheiden sich 
von Bundesland zu Bundesland grundlegend 
voneinander.

Ein Leben mit Behinderung ist alles andere 
als billig. Grundvoraussetzungen für Inklu-
sion wie politische und kulturelle Teilha-
be, Bildungs- und Berufschancen, Zugang 
zu Informationsmedien oder selbständige 
Mobilität sind für Menschen ohne Behinde-
rungen ganz selbstverständlich. Menschen 
mit Behinderungen müssen dafür jede 
Menge an organisatorischem und finanzi-
ellem Aufwand in Kauf nehmen.

Wir sprechen hier aber nicht von Luxusgü-
tern oder –dienstleistungen, die für Men-
schen mit Sehbehinderungen bessere Le-
bensbedingungen schaffen würden als für 
alle anderen. Im Gegenteil, es geht darum, 
eine zumindest annähernd gleichwertige 
Ausgangsbasis herzustellen, ohne dabei au-
tomatisch in die Armutsfalle zu stolpern. 

Angebote wie Vorsorge- und Gesundheits-
maßnahmen, pädagogische Frühförderung, 
Orientierungs- und Mobilitätstraining, Trai-
ning lebenspraktischer Fertigkeiten und vi-
suelle Rehabilitation ermöglichen es, dass 
blinde und sehbehinderte Menschen ihr Po-
tential in allen Bereichen voll ausschöpfen 
und ein komplett selbständiges Leben füh-
ren können. 

Diese Selbständigkeit ist teilweise nur mit-
hilfe von auf die individuellen Anforderun-
gen abgestimmten Hilfsmitteln für die ver-
schiedensten Bereiche in Beruf und/oder 
Freizeit möglich. Ein typisches Beispiel für 
ein von blinden Menschen genutztes Hilfs-
mittel wäre der Taststock, der ausschlagge-
bend für Orientierung und Mobilität ist. Aber 
auch Haushaltsgeräte, die jeder aus dem 
eigenen Alltag kennt, müssen bestimmte Ei-
genschaften aufweisen damit Menschen mit 

Was ist uns eine gute Gesellschaft wert?

Zuverlässige finanzielle 
Unterstützung
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Selbständigkeit durch adäquate 
Rehabilitationsmaßnahmen

Verschiedene Rehabilitationsmaßnahmen 
ermöglichen in Verbindung mit den richtigen 
Hilfsmitteln ein großes Maß an Selbständig-
keit im Alltag. 

Die pädagogische Frühförderung richtet sich 
an sehbehinderte und blinde Kinder zwi-
schen 0 und 7 Jahren und deren Eltern. Von 
Anfang an werden die Familien zu Hause und 
später auch weitere Personen im sozialen 
Umfeld bis hin zum Eintritt in die Volksschu-
le begleitet, um den Kindern in einem part-
nerschaftlichen Miteinander einen bestmög-
lichen Start ins Leben zu ermöglichen. 

Visuelle Rehabilitation hat zum Ziel, Men-
schen mit Sehbehinderungen im Rahmen ei-
ner intensiven Beratung auf Grundlage einer 
optimalen augenärztlichen und optischen 
Versorgung mit Informationen über Art, Ver-
lauf und Auswirkungen verschiedener Auge-
nerkrankungen sowie über den Einsatz von 
optischen, akustischen und taktilen Hilfsmit-
teln zu versorgen.

Im Orientierungs- und Mobilitätstraining 
lernen blinde und sehbehinderte Menschen 
spezielle Techniken, mithilfe derer sie sich in 
bekannter und fremder Umgebung weitge-

In den meisten Bundesländern gibt es 
keine einheitliche Anlaufstelle, bei der um 
Förderung eingereicht wird und über die 
alles weitere intern geregelt wird, sondern  
man muss mühsam nach Finanzierungs-
möglichkeiten für jede einzelne Maßnahme 
bzw. suchen und womöglich auch kämpfen.

Ein weiteres Problem gibt es im Zusammen-
hang mit dem Pflegegeld. Als es im Jahr 
1993 eingeführt wurde, wurde es als „Jahr-
hundertgesetz“ bezeichnet. Seitdem fand 
aber erst viermal eine Valorisierung, d.h. 
eine Wertanpassung, statt. Das hat zu einem 
erheblichen Wertverlust geführt, der von 
Jahr zu Jahr immer größer wird. Während 
der Betrag des Pflegegeldes nahezu gleich 
geblieben ist, werden Produkte, die damit zu 
finanzieren sind, immer teurer und teurer. 

Um zu vermeiden, dass Menschen mit Be-
hinderungen unter die Armutsgrenze fallen, 
ist also eine regelmäßige, am besten jährli-
che, Indexanpassung des Pflegegeldes er-
forderlich. 

Außerdem sind die Prozesse zur Beantragung 
und Bewilligung von Fördergeldern öster-
reichweit einheitlichen Standards unterzuord-
nen. Dabei ist ein System anzustreben, bei 
dem der administrative Aufwand für die Per-
sonen, die die Förderung beantragen, auf ein 
absolutes Minimum beschränkt wird.

Die Braillezeile – für viele blinde Menschen ein wichtiges Hilfsmittel zur Arbeit mit dem Computer und 
damit für die Zugänglichkeit von Information und Kommunikation. Doch wer übernimmt die Kosten? 

Foto: BSVÖ SEBUS
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zugestimmt wurde, ist dieses Recht noch 
nicht gesichert. Findet bis zum Ende der ak-
tuellen Legislaturperiode keine gesetzliche 
Verankerung statt, so erlischt der Initiativantrag. 

Darüber hinaus besteht bisher noch kein 
Rechtsanspruch für die vollständige Kos-
tenübernahme für Blindenführhunde sowie 
andere Hilfsmittel und Rehabilitationsmaß-
nahmen. Eine entsprechende gesetzliche Re-
gelung wäre dringend nötig, um für blinde und 
sehbehinderte Menschen entsprechend ihren 
individuellen Anforderungen jene Vorausset-
zungen zu schaffen, die ihnen ein unabhängi-
ges, selbständiges Handeln ermöglichen.

Unabhängigkeit durch persönliche 
Assistenz

Auch in Bezug auf persönliche Assistenz 
sind die Gegebenheiten in den verschiede-
nen österreichischen Bundesländern sehr 
unterschiedlich. Wien verfügt beispielsweise 
über ein grundsätzlich sehr zufriedenstel-
lendes System. Allerdings gibt es auch hier 
einen großen Minuspunkt: Ein Recht auf 
persönliche Assistenz im privaten Bereich 
haben derzeit nur Personen mit einer Kör-
perbehinderung. Blinde und sehbehinderte 
Menschen jedoch haben auch, wenn sie die 
für eine Finanzierung nötigen Voraussetzun-
gen erfüllen, keinen Anspruch. 

Auf der Grundlage der UN-Behinderten-
rechtskonvention, die in Artikel 19 die unab-
hängige und somit selbstbestimmte Lebens-
führung festschreibt, sowie das Gesetz zur 
Förderung der Chancengleichheit von Men-
schen mit Behinderungen in Wien, wo es in 
§ 14 heißt „Persönliche Assistenz soll Men-
schen mit Behinderung in die Lage verset-
zen, in einem Privathaushalt ein selbstbe-
stimmtes und eigenverantwortliches Leben 
zu führen.“, wird persönliche Assistenz in 
ausreichendem Ausmaß sowohl im berufli-
chen als auch im privaten Bereich gefordert.

Entsprechende insgesamt stark verbesser-
te Mindeststandards sind in ganz Österreich 
gesetzlich festzulegen.

hend ohne fremde Hilfe bewegen und sicher 
an ihr Ziel kommen – sowohl in alltäglichen 
als auch in unerwarteten Situationen.

Beim Training lebenspraktischer Fertig-
keiten werden blinde und sehbehinderte 
Menschen darin geschult, verschiedenste 
„selbstverständliche“ Handgriffe wie zum 
Beispiel Haushaltstätigkeiten, das Bedienen 
von Elektrogeräten, den Umgang mit Geld 
oder eine sichere Maniküre selbst auszuführen.

All diese Maßnahmen – Dienstleistungen, 
die bezahlt werden müssen - spielen für 
Menschen mit Sehbehinderungen eine es-
sentielle Rolle, wenn es um die optimale 
Entfaltung ihrer persönlichen Fähigkeiten 
und deren Nutzung für ein selbstbestimmtes 
Leben geht. 

Ebenso wichtig sind Hilfsmittel wie Stöcke 
und Verkehrsschutzzeichen, sprechende 
Hilfsmittel, tastbare Armbanduhren, bar-
rierefrei aufbereitete Bücher und Spie-
le, Schreibmaschinen und Diktiergeräte, 
Schreibhilfen für Normal- und Punktschrift, 
Haushaltsgeräte, optische Hilfen und ver-
schiedene technische Hilfsmittel. Meistens 
handelt es sich dabei nicht um Massenpro-
dukte, wodurch die Preise relativ hoch sind.

Aber auch z.B. bei Haushaltsgeräten, bei de-
nen es sich nicht direkt um Hilfsmittel han-
delt, sind oft jene Produkte, die für Menschen 
mit Sehbehinderungen gut bedienbar sind, 
deutlich teurer als jene, die in großen Stück-
zahlen produziert und verkauft werden. Eine 
Waschmaschine, die sehende Menschen gut 
nutzen können, ist beispielsweise ab einem 
Preis von ca. € 400,- erhältlich, während man 
für ein Modell ohne Touchpad oder mit ein-
rastenden Tasten, das auch blinde Menschen 
nutzen können, mindestens € 700,- bezahlen 
muss.

Auch Blindenführhunde spielen eine we-
sentliche Rolle, wenn es um eine vollwerti-
ge, gleichberechtigte und selbstbestimmte 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben für 
ihre Besitzer geht. Obwohl mittlerweile er-
freulicherweise einem Initiativantrag im 
Nationalrat über die Mitnahme von Blinden-
führhunden in allen öffentlichen Bereichen 
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tig als Therapiehund erkennbar ist, nehmen 
viele fremde Leute die Brille, die auf den ers-
ten Blick ein bisschen wie eine Sonnenbril-

le aussieht, zum Anlass, be-
leidigende Bemerkungen zu 
machen anstatt auf Isabella 
Rücksicht zu nehmen. Diese 
Intoleranz zehrt bei aller Ge-
duld oft sehr an ihren Kräften.

Als der Antrag auf Bezahlung 
der Brille, die um die € 500,- 
kostet, von der Krankenkas-
se abgelehnt wurde, musste 
Isabella sich sogar vom zu-
ständigen Chefarzt die Be-
gründung „Sie sind eh schon 
blind, wozu brauchen Sie eine 
Brille?“ anhören.

„Man muss sich alles erkämpfen“

Doch die Brille ist nicht das einzige für Isa-
bella quasi lebensnotwendige Hilfsmittel, 
das sie aus eigener Tasche bezahlen musste. 
Als Pensionistin hat sie keinerlei Anspruch 
auf die Finanzierung von Hilfsmitteln, Bil-
dungsangeboten usw. 

Ein Lesegerät, das um die € 5.000,- kostet 
und das sie unbedingt benötigt, konnte sie 
nur auf Umwegen bekommen, weil ihr Sohn 
schulpflichtig war und sie daher argumen-
tieren konnte, dass sie, um ihrer Verpflich-
tung zur Obsorge nachkommen zu können, 
in der Lage sein müsse, beispielsweise sei-
ne Schulunterlagen lesen zu können. Wenn 
das Gerät aber kaputt werden sollte, wird ein 
neues Gerät nicht finanziert werden. 

Ähnliches erlebt Isabella immer wieder im 
Zusammenhang mit anderen Hilfsmitteln 
und Kursen, die nicht nur für berufstätige 
Menschen relevant für ein selbstbestimmtes 
Leben sind, jedoch nur ihnen finanziert werden.        

Isabella ist 45 Jahre alt und alleinerzie-
hende Mutter von drei Kindern. Zum Woh-
le ihrer Kinder musste sie sich relativ früh 
pensionieren lassen. Mit 
Mindestpension und Pfle-
gegeld kann sie ihre Kin-
der und sich einigermaßen 
durchbringen. Geld für wich-
tige Hilfsmittel oder Fortbil-
dungskurse muss sie sich 
vom Mund absparen, da sie 
als nicht Berufstätige kein 
Recht auf finanzielle Unter-
stützung hat.

Wie man mit der eigenen Be-
hinderung im alltäglichen 
Leben zurechtkommt, hänge 
extrem davon ab, wie man 
aufwachse, erklärt Isabella. 
Besonders Frühförderung von Anfang an 
spiele eine ganz wesentliche Rolle für Kin-
der und Eltern. Auch die Aufklärung und 
Information der Eltern durch Ärzte, die die 
Sehbehinderung eines Kindes feststellen, 
hält Isabella für ausgesprochen wichtig. Sie 
selbst habe jahrelang ihre Behinderung ver-
steckt und erst spät gelernt, sich dazu zu 
bekennen bzw. damit zu identifizieren. Eine 
gute, fachgerechte Begleitung bereits in der 
Kindheit hätte einiges erleichtern können, 
davon ist Isabella überzeugt.

„Vorurteile machen vieles sehr schwer.“

Mit einem Sehrest von 2 % hat Isabella eine 
sehr hochgradige Sehbehinderung. Um die-
sen Sehrest dennoch bestmöglich nutzen 
zu können, trägt sie eine sogenannte Kan-
tenfilterbrille mit extra breiten Bügeln zur 
Abschirmung gegen seitliche Blendung. Isa-
bella trägt diese Brille oft auch besonders im 
Innenraum, um sich vor der grellen Beleuch-
tung zu schützen. Obwohl sie ein gut sicht-
bares „Blindenzeichen“ trägt und meistens 
mit ihrem Hund unterwegs ist, der eindeu-

Interview mit Isabella

Was mich beschäftigt ...
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Schicken Sie Ihren Text mit dem Betreff „Was mich beschäftigt“ 
per E-Mail an pr@blindenverband.at  
oder per Post an folgende Adresse:

Blinden- und Sehbehindertenverband Österreich
Referat für Öffentlichkeitsarbeit
Hietzinger Kai 85/DG
1130 Wien

Eine Auswahl der aussagekräftigsten Beiträge wird auf unserer Homepage 
veröffentlicht. Wir freuen uns auf Ihre Teilnahme!

Wir vom BSVÖ setzen uns 
für die Anliegen unserer 
Mitglieder ein! Je mehr Sie 
uns an Ihren persönlichen 
Erfahrungen teilhaben las-
sen, desto gezielter können 
wir das tun. Jede einzelne 
Geschichte aus der Praxis 
hilft uns, unsere Forderun-
gen im Namen unserer Mit-
glieder noch überzeugen-
der zu argumentieren!

IHRE MEINUNG 
IST GEFRAGT!

Lassen Sie uns wissen, 
was Sie beschäftigt!

Sie möchten auch über ein 
Erlebnis berichten, das 
zeigt, wie wichtig bestimm-
te Voraussetzungen für ein 
selbstbestimmtes, gleich-
berechtigtes Leben blinder 
und sehbehinderter Men-
schen sind? 

Die Erlebnisse aus den Geschichten in diesem Heft kommen Ihnen bekannt 
vor? Oder kennen Sie das Leben mit einer 
Sehbehinderung ganz anders?
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